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Beilage 11311987 zum kurzschrlftlichenBeric:ht des o.ö. landtages, XXIII. Gesotzgebungsperlodo

Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
über das Landesverfassungsgesetz, mit dem das O.Ö. Landes-Verfassungs-

gesetz 1"'71 geä':!dert wird (O.Ö. Landes-Verfassungsgesetznovelle 1987)

(L-201/11-XXIII)

1. Das in verschiedenen Bereichen immer deutlicher in
Erscheinung tretende Ungleichgewicht zwischen der
Nutzung und der Erhaltung ausreichender natürlicher
Lebensbedingungen' haben den Landesverfassungs-
gesetzgeber dazu bewogen, in das O.Ö. Landes-Yer-
fassungsgesetz 1971 (O.Ö. L-VG 1971) einen neuen
Art. 7 a betreffend den Umweltschutz in Form einer.
Staatszielbestimmung und in Form eines Auftrages
an alle Landesorgane aufzunehmen (vergleiche
die O,Ö. Landes-Yerfassungsgesetznovelle 1985,
LGBI. Nr. 57).

In Konsequenz dieser Entwicklung, 'die darauf abzielt,
in die Oberösterreichische Landesverfassung als die
grundlegende, alle Aktivitäten des Landes Oberöster-
reich bestimmende Rechtsvorschrift Staatszielbe~tim-
mungen und Verfassungsaufträge für bedeutsame ge-
sellschaftliche Problembereiche und Institutionen auf-

'zunehmen, soll das O.Ö. L-VG 1971 um weitere
Grundwerte dieser Art angereichert werden. Die ins
O.Ö.L-YG 1971aufzunehmenden (bzw. bereits enthal-
tenen) Staatszielbestimmungen, Yerfassungsaufträge
bzw. Grundwerte sind prinzipiell gleichwertig. Aus der
Stellung eines Grundsatzes dieser Art im System der
Artikel der Landesverfassung läßt sich daher keine
Hierarchie der Grundwerte ableiten.

2. Vor allem die fortschreitende, für jedermann offen-
kundige Ausweitung staatlicher Einflußnahme auf im-
mer weitere Lebensbereiche läßt es zunehmend be-
gründet erscheinen, in der Yerfassungsurkunde eines
Staates anzugeben, welches die obersten Ziele und
Grundsätze der Staatstätigkeit sein sollen.

Im Art. 7 b Abs. 1 werden in diesem Sinn Grundre-
geln des staatlichen Handeins festgeschrieben. Von
jeder dieser Normen kann gesagt werden, sie sei
schon jetzt Bestandteil der österreichischen Rechts-
ordnung. Dennoch sprechen gute Gründe dafür, sie in
die Landesverfassung aufzunehmen, sei es, daß diese
Grundsätze - immer gemessen an ihrem hohen Wert
als rachtliche Steuerungsprinzipien - nur im Gewan-
de internationaler Verträge in das österreichische

. Recht Eingang gefunden haben und damit, wie die Er-
fahrung zeigt, im Bewußtsein z. B. der Yerwaltungsor-
gane des Landes weniger verankert sind als inner-
staatliche Normen, daß ihr sachlicher Geltungsbe-
reich unangemessen beschränkt ist, oder daß sie auf
niedriger Rechtsstufe stehen. Alle diese, die Wirksam-
keit der angeführten Prinzipien beeinträchtigenden
Hemmnisse sollen entfallen.

Im Zusammenhang mit dem Grundwert der Gleichheit
vor dem Gesetz, der ebenfalls ausdrücklich in das
O.Ö. L-VG 1971 aufgenommen werden soll, ist festzu-
halten, daß er an sich ohnedies bereits in verschie-
denen bundesverfassungsrechtlichen Regelungen

enthalten ist. Verwiesensei z. 6. auf Art. 2 StGG bzw.
Art. 7 B-YG oder etwa auch auf Art. 14 MRK, wo mit
unterschiedlicher Ausprägung der Gleichheitssatz
verankert wurde. Trotzdem erscheint es wertvoll und
zweckmäßig, den Gleichheitssatz auch landesverfas-
sungsrechtlich zu verankern: Zum einen deshalb, weil
überhaupt der Gleichheitssatz von allen Grundwerten
bzw. Grundrechten seit jeher die größte praktische
Rolle spielI. Das gilt unverändert auch für die Gegen-
wart, obwohl der Gleichheitssatz bereits seit der
Französischen Revolution eine bekannte Größe dar-
stellt und jedenfalls 1920 im Art. 7 B-YG im Yerfas·
sungsrang positiviert worden ist. Zum anderen ist aber
zu bedenken, daß etwa der Wortlaut des Art. 7 B-YG
- als Antwort auf ungleiche Behandlungsfälle in der
Monarchie - nur Dilferenzierungen als gleichhßitswi.
drig erklärt, die nach Geburt, Geschlecht, Stand, Klas-
se oder Bekenntnis erlolgen. Die ältere Judikatur des
Verfassu~gsgerichtshotes (z. B. VfSlg. 1233, 2286,
2303) hat sich daran orientiert und deshalb nur diese
"klassischen" Gleichheitsprobleme der Monarchie
anerkannt. Lange Zeit blieben deher aktuelle Gleich-
heltsprobleme der Republik (z. B. parteipolitisch be-
dingte Differenzierungen oder etwa Benachteiligun-
gen der Frau im Arbeitsbereich) verfassungsrechtlich
unbeachtlich. In der neueren Rechtssprechung hat
der Yerfassungsgerichtshof den Gleichheitsgrundsatz
aber über den Wortlaut etwa des Art. 7 B-YG hinaus
zu einem allgemeinen DIskriminierungsverbot (Will·
kürverbot) ausgebaut, das für die Gesetzgebung ge-
nauso wie für die Vollziehung gilt. Letztlich gipfelt die·
se Judikatur in der abstrakten allgemeinen Formulie·
rung "Gleichheit vor dem Gesetz", wobei aber kon-
kretisierend dazu nur die einzelnen bekannten und
(auch noch) aktuellen Gleichheitsproblemfälle, wie
Benachteiligungen, die

im religiösen oder politischen Bekenntnis,
in der politischen oder sonstigen Anschauung,

. im Geschlecht,
in der sozialen Herkunft,
.im Vermögen oder im sonstigen Status einer
Person,
in der Rasse,
in der Hautfarbe,
in der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit,
in der Sprache,
in der Geburt,
Im Stand oder
in der Klasse.

begründet sind, in einzelnen Regelungenauf Bundes·
ebene ertaßt und ausdrücklich genannt worden sind.

All diese Sachverhalte werden aber ohnedies von der
Formulierung "Gleichheit vor dem Gesetz" ertaßt.
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Dem t ochentwiek.,lten Stand der Judikatur emspre-
chend soll dahe- IlUr mehr diese allgemein-abslrakte
Formulierun~ in. (J"ö. L-VG t971 aulgenomme. wer-
den. Anders als Irr Fall einer (starren) Aullisturg der
Gleict,heilsl'rooemfälle wird dadurch auch auf Dauer
landesverlassurgsrechtlich die Möglichkeit geschat-
fen, heute n:lch ..,Icht erkannte oder noch nicht gege-
bene Diskrirn ~ril rungen zu erfassen und so der im ge·
seIlschaftlichen ll3ereich vor sich gehenden Dy,amik
Rechnung ZJ fr'!g€n. Es wird damit die Gefahr vermie-
den, daß noch r icht erkannte Diskriminierungen vc-m
Verfassungssctutt ausgeschlossen werden. Beispie~
haft seien in diesem Sinn aus der reichha~iger Jud~
katur des Verfa"Sungsgerichtsholes die ersl jüngst als
solche hera~S;lest3'llten Diskriminierungsfälle ~je

- Differem:ie"lßlgen zwischen familieneigenE·n Ar-
beilskräf:en lmd anderen Ar:>eitnehmern (VISlg.
8485, 8539) :>d"r

- die untersdhllildliche Behar>dlung von Chargem und
W€'!hrmä"inl301 einerseits und Offizieren und Unter~
offizie<en ano'e-erseits bei der Schwere der Straf-
drohung nadh dem Heeresdi,ziplinargesetz

erwähnt.

Im übrigen wi'c im Art. 7b Abs, 2 des Enlwurles die
Verwaltung d&Z.J ,-erpflichtet, nicht nur sparsam, wir;-
schaftlich u,d "-lIEckmäßig 2U handeln, sondern auch
objektiv, Geraoo dies soll (auch) eine Diskrimirierung
aus Gründen cl< s religiösen oder politischen Bekennt-
nisses auss.cMi:3Eien.

Art, 7 b Abs. 2'-SdJlweiters die Pflicht der Ve", altu ~
zu Bürgernahe ""rfassungsrechtlich verankern, Damit
in Zu,ammenhlng steht es auch, landesverfassungs-
rechmch die \'B1Veltungstätigkeit nach den Grt ndsäl-
zen cier Sparslrrd<eit, Wirtsc~aftlichkeil und Zweck-
mäßiQkeil auszJri,::hten, da nur so entsprechend um-
fassend ver;tarde,e Bürgernä/le erreicht werde. kann.

'3, Ohne daß damlt die Bedeutung anderer Grundwerte
gescr.mälert Wf rd:l'n soll, soll nunmehr weiters den im-
mer ~rößer ." rdenden wirtschaftlichen Probleme"
denen sich Öserreich insgesamt, in besonderer Wei-
se aber auch :Jt-erösterreich gegenüber sieht, er.t-
sprec hendes I.ugenmerk gewidmet werden. Es ist
wohl unbesI reilbar, daß der Verlust des Arbeits:>latzes
für den Belroften.n und lür seine nächsten Ar(lehö'i-
gen neben des Inanziellen Problemen in der Regel
auch eine Ver:-ct lechterung seiner sozialen Position
in dEr Gesellsohaft bewirkt. Es erscheint daher ge·
rechtfertigt, d<B Land Oberösterreich durch Landes·
Verfassungsg<se:z im Wege einer Staatsziel:Jestilll'
mung dazu 2U verpflichten, im Rahmen seines sei)·
ständigen Wirfqmgsbereiches und der hier zur Vemi·
gung stehenden Mittel Arbeitsplatzsichelun;:jsmaß·
nahmen zu snzen. Dadurch soll dem bersc htigten
Wunsch der' ,l6,1 beitswilligen nach ausreiclender
Arbe,tsmög'ictl<eiten in einem Ausmaß Reohnunc
getragen vJerd::m. wie es in einer prinzipiell auf frei~
Marktwll1schat ton o,ientierten Gesellschaft rechllich
möglich ist. f e.Jisiert soll dieses Anliegen in der
Weise werden daß in das 0.5. L-VG 197t ein neuer
Art, 7 c aulge,ommen wird.

4. In einem en';l~n sachlichen Zusammenhang mlt ce~
Staalszielbesümm1Ung betreffend "Arbeilspla,zsiche-
rung" steht eie .'.bsicht, in das O.Ö. L-VG 1971 einen

Verfassungsadtrag für das Land Ob3fösterreich zur
SOZialhilfe, aber auch zur Kranken- bzVJ. Behinderten-
hilfe aufzur eh"Tlen.

In nicht wenigen Fällen sind nämlich jene, die ihren
Arbeitsplatz vE,r~jer9n, mittelfristig darauf angewiesen,
daß ihne, s1:aat1icherseils der erforderliche Lebensv,-
terhalt zur "erlGgung gestellt und Dis .auf weiteres ga-
rantien wird. fl_c·er nicht r.ur für dieser. Personen kreis,
sondern da-üterhinaus besteht schon ·derzeit einlach-
gesetzlich ein allgemeiner Rechtsans::lrlJch auf Siche-
rung des Lebe nsbedarfes gemäß § 7 O.Ö. Sozialhilfe-
gesetz. LGBl.lllr. 66/1973, in der Fassung des Geset-
zes LGEI. IIIr. 2/1984 bzw. fur behi.derte Personen
mit österreichoscher Staatsbü-gerschalt ein Anspruch
auf Behince1enhilfe gemäß § ; 0 Ö. Behinderten-
geset2 t971, LGBI. Nr. ',1/1971, zuletzt geändert
durch :Jas Gesetz LGBI. Nr. 2811984. und gemäß § 1
O.Ö. Blindenbeihilfengesetz 1977, LGBI. NT. 12. In cie-
sen Fällen erscheint es vor allem angesichts der be-
stehenden wi"tschaftlichen Probleme aber auch ge-
rechlferfigt. im Verfassungsrang, und zwar in Form ei-
nes neuen Ar1l. 7 d. die Sozialhilie bzw. die Kranken-
und Behnder:enhilfe im OÖ. L-VG 1971 dem Gru~d-
satz nach, also als Slaat,ziel bzw. Verfassungsauf-
trag, in einem Umtang abzusi·:hern, wie sie schon der-
zeit etwa im O.Ö. Sozialhillegesetz bz... im O.ö" Behin-
dertengesetz 1971 und im 0.0. Blindenbeihillengesetz
1977 einfachgesetzlich verankert sir,d.

5. Schließlich ist vargesehe" in das O.Ö. L-VG 1971
einen neuen Art. 7e aufzunehmen, de, sich ebenfalls
auf SlaalszleJbestimmungen und Verfassungsaufträ-
ge und zwar .unmehr zugunsten der Familie im allge-
meinen sowie zugunsten des konkreten Rechts und
der Pflicht der E~ern zur Pflege und Erziehung der
Kinder im besoneeren bezieht.

Es ist nämlict. unstrittig; daß die Familie zu jenen Insti-
tutioner zähl: die Bestand Jnd Lebenskraft unserer
Gesellschaft entscheidend beeinftur,t.

Zwar bestehen bereits RechtsflOfmen, die (der Ehe
und) der Fa" ilie dem Gru.de nadh Schutz gewähren.
Freilich isl ni:cht zu übersehen, daß einerseits die im
Art. 11 deos Internationalen Paktes über wirtschaftli-
che, soziale und kulture le Rechte, BGBI. Nr.
590/1978, ur·d im Art. 23 des 1.lemationalen Paktes
über bur~erliche und politische Rechte, BGBI. Nr.
591/1978, enthaltenen Regelungen bezüglich (Ehe
und) F<.m~ie nur den Rang einfacher Gesetze haben.
Anderers.,its stehen Art. ß und Art. 12 MRK, die sich
ebenfaDs auf die (Ehe und) Familie beziehen, im Ver·
fassungsrang, doch begründe. sie prinzipiell wieder
nur Ansprüche des Einzelnen auf Abwehr staatlicher
Eingriffe: Eir sotcher unzulässiger, also verfassul1gs·
widriger Slaatlicher Eingriff wäre z, B. die Festlegung
der Fartp1lalZungsfähigkeil als Voraussetzung der
Ehesc~ lie8ung, Grundsätzli~h aber ist durch Art. 8
und 12 MRK auch keine verfassungsrechtliche Pflicht
des akliven3chutzes und der aktiven Förderung der
[Ehe und) Familie durch de, Staat festgelegt. "Nach
dem derzeittgen Stand der Österreichischen Verlas-
sungscrdnu.g (Iehlt) , .. der Eh. und Familie" daher
"eine ",esenUiche Dimension" (so Pernthaler-Kath-
rein. Der grLndsätzliche Schutz. von Ehe und Familie
in Österreicin. EuGRZ 1983, H. '9/2(J, S. 515).

Dieser berechtigten Kritik soll dadurcil Rechnung ge-
tragen werden, daß in das O.Ö. Landes·Verfassungs-
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gesetz 1971, und zwar in einem neuen Art. 7e, Staats-
zielbestimmungen und Verfassungsaufträge zugun-
sten der Familie im allgemeinen (Art. 7e Abs. 1) so-
wie zugunsten des konkreten flechts und der Pflicht
der Eltern zur Pflege und Erziehung der Kinder im be-
sonderen (Art. 7e Abs. 3) aufgenommen werden. Un-
ter "Pflege und Erziehung" im Sinne des Art. 7d
Abs. 3 ist das zu verstehen, was im § 146 ABGB als
Inhalt dieser Begriffe umschrieben ist: Daraus ergibt
sich, daß der Begriff "Erziehung" auch die Ausbil-
dung des Kindes in Schule und Beruf umfaßt. Trotz-
dem erscheint es zweckmäßig, die Ausbildung im
Art. 7e Abs. 3 ausdrücklich neben der Erziehung an-
zuführen. Zusätzlich soll im Art.:7e Abs. 2 - eben-

.falls in Form eines Staatszieis und Verfassungsauftra-
ges - der Schutz der Kinder und Jugendlichen ver-
fassungsrechllich abgesichert werden.

Zum Begriff "Familie" im Art. 7e Abs.·1 ist noch fol-
gendes anzumerken: Nach geltendem Recht finden
die Begriffe "Ehe" und ',;Familie" vor allem im Art. 8

. und Art. 12 der Menschenrechtskonvention (MRK)
Verwendung. Prinzipiell ist es wohl herrschende Auf-
fassung, daß unter dem Begriff "Ehe" eine partner'
schaftliche, auf Dauer gerichtete, rechtsförmlIch ein-
gegangene Lebensgemeinschaft .von Mann und Frau
zu verstehen ist. Unter :,Familie:"versteht man hinge-
gen die Gesamtheit von Eltern-Kind-Beziehungen, die.
insbesondere durch die.Schutz- und Erziehungsfunk-
tionen der Eltern gegenÜber· den Kindern gekenn-
zeichnet sind; in einem weiteren Sinn umtaßt der Be-
griff "Familie'" auch die durch' Verwandtschaft und
Schwägerschaft begründeten. Beziehungen. Diese
Begriffsabgrenzung is\jedenfalls für den Geltungsbe-
reich des Art. 8 MRI< herrschend'. . ,

Im Art. 12 MRK wird freilich weithin der Begriff "Fami-
lie" wegen des darin enlhallenen Bezuges auf die Ehe
(lediglich) 'als Recht eines Ehepaares v'lfstanden, Kin-
der zu haben: "Familie" im Sinne des Art. 12 MRK er~
faßt wegen dieses normativen Zusammenhanges nur
eherechllich grundgelegte Familien. Daß diese sich
auf eine Ehe begründende Familie besondere Bedeu-
.tung hat. die spezielle rechlliche Bestimmungen dafür
rechtfertigt, steht außer Streit. Durch Art. 8 MRK sind
hingegen mii,dem' Begriff "Familie" zunächst die Be-
ziehungen'zwischen "Eltern und Kindern" umfaßt, un-
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abhängig von der Tatsache, ob die Kinder ehelich
oder unehelich sind, ob die Beziehung zu einem oder
beiden Elternteilen betroffen ist und auch unabhängig
davon, ob die Eltern geschieden sind: auch das Ver-
hältnis der Eltern zu Adoptivkindern ist· vom Begrill
"Familie" im Sinne ,des Art. 8 MRK erfaßt.

Vor diesem Hintergrund ist anzumerken, daß es dem
oberösterreichischen Landesverfassungsgesetzgeber
prinzipiell freisteht, mit welchem Inhalt er den Begriff
"Familie:' ausstatten will. Im Hinblick 'auf Art. 8 MRK
wird man wohl von vornherein dann, wenn in der Lan-
desverfassung nur von "Familie" - wie im Art. 7e

, Abs. I'- (und nicht auch von "Ehe und Familie") die
Rede' ist, ohne weiteres davon auszugehen haben,
daß'"Famiiie'; nictit 'nureheliche, sondern auch Fami-
lien im biologischen Sinn umfaßt: es wird also zwi-
schen ehelicher und nichtehelicher Familie nicht un-
terschieden. Vor allem werden dadurch auch außer-
eheliche Beziehungendann umfaßtsein, wenn die Be-
troffenen ständig zusammenleben und einen gemein-
samen Haushalt führen, also tatsächlich eine Lebens-
gemeinschaft praktizieren. Vom Begriff "Familie" in
diesem Sinn ertaßt sein werden dann auch die Bezie-
hungen zwischen nahen Verwandten, wie etwa En-
kel-Großeltern, Geschwistern, Onkel-Tanten und
Nichten-Neffen.

Eine enisprechende positiv-rechttiche Festiegung des
Begriffes "Familie" in diesem umfassenden Sinn ist
dem 'oberösterreichischen Lendesverfassungsgesetz-
geber möglich und vor dem Hintergrund bundesver-
fassungsrechtlicher Regelungen (vor allem wegen
Art. 8 MRK) auch zulässig. Damit wird freilich der Er-
lassung besonderer Regelungen für die eheliche Fa·
milie keine verfassungsrechtiiche Hürde errichtet
(VfSlg. 4689, VfSlg. 7467). '

6. Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung be·
antragt:

Der Hohe Landlag möge das beigefügte Lendesver-
fassungsgesetz, mll dem des O.Ö. Landes-Verlas-
sungsgeselz 1971 gelindert wird (O.Ö.Landes-Verlas·
sungsgesetznovelle 1987), beschließen.

Linz, am 26. Juni 1987

Dr. Natzmer
Berichterstatter
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Lande.~erlassungsgesetz

mit dem das Q.ö. Landl!s·Verfassungsgesetz 1971 geämdert wird
(O.Ö. Landes-"'lerfassun9sgesetznovelle 1987)

Der o.ö. Landlag hai beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Landes-'Jerfassungsgese1z 1971. LGBI.
Ne. 34, in der Fassung der Kundmachun~ LGB! Nr.
2111975, der O.Ö. _andes-Verfassungsgesetznovelle
1979, LGBI. Nr. 55, der 2. O.ö. Landes-Verlassurgsge-
setznovelle 1979, LGBI. Nr. n, der 0.0. Lardes-Verlas-
.ung9geselzno,elle 1984, LGB/. Nr. 10, der 2. O.Ö. Lan-
des-Verfassungsgesetznovelle "984, LGB/. Nr. 31 und
der 0.6. Landes·Verfassungsgesetznovelie 1985, lGBI.
Nr. 57, wird wie folgt geändert:

Nach Art. 7a sind als Art. 7b bis e einzufügen:

"Artikel 7b

(1) Jedes staatliche Handeln des Landes hat die Würde
<JesMenschen, die Gleichheit "or dem Ge~etz und die
VerMltnismäßigkeit der angewarldten Millel zu aellten.

(2) Die Verwaltung hat sich vor allem als D,enst <.nden
Menschen zu 'Jerstehen;sie fst dabei zu objektivem,
sparsamem, wirtschaftlichem und zweckmäßigem Han'
dein verpflichte!.

Artikel 7,c

Das Land Oberösterreich ist im Rahmen seine. ~elb-
ständigen Wirkungsbereiches bestrebt, der Bevöl~:erung
ausreichende Arbeitsmöglichkeiien zu sichern; anZlJstre-
ben ist dabei d.e VOllbeschäftigung,

Artlkel7d

Das Land Otleröstarreich gewährt im Rahmen seines
selbständigen Wirkungsbereiches c-ndder hiefür zur Ver-
fügung stehenden Mittel

a) Personen, die aus soziale" Gründen hilfsbe':li rftig
werden und auße"tande sind, für sich u"d ihre Ange-
hörigen die \'1ittel für einen ausreichenden Lebensun-
terhalt zu beschaffen, nach Maßgabe der Gesetze So-
zialhilfe,

b) Personen, die wegen Krankheit hilfsbedürftig werden,
nach Maßgabe der Gesetze die Betreuung. die ihre
Lage erfordert,

c) Personen, eie infolge körperlicher oder geistiger Lei-
den oder Gebrechen behindert sind, nach Maßgabe
der Gesetze Behindertenhilfa.
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Artlkel1e

(1) Das Land Oberösterreich fördert im Rahmen seines
selbständigen Wirkungsbereiches die Familie als Grund·
lage der menschlichen Gesellschaft,

(2) Das Land Oberösterreich schützt im Rahmen seines
selbständigen Wirkungsbereiches und nach Maßgabe
der Gesetze Kinder und Jugendliche und fördert eine kin·
derfreundliche, friedliche Gesellschaft und Umwelt,

, l: I' '1'" "(3) Das!land'IOberösterreich unterstützt im Rahmen
seines selbständigen Wirkungsbereiches die Eltarn in ih·
rer Pflicht, die Kinder zu pflegen und zu erziehen; es ach·

~!et"die,VWfa~gig~eit ~,~~"E~~i~~ungsre~ht~s der Eltern
und fördert nach Maßgl\be der Gesetze Einrichtungen zur
Unterstützung' der elterlichen Erziehung und Ausbil·
dung."

'I'

, ',",' Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine Kundmachung im
Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden Monats·
ersten in Kraft.
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